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Anlage 8 zur GRDrs 775/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
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	Stellen-
vermerk
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	A 11

A 8


EG 6
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	-
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50.400
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	3,0
	
	


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von drei Stellen bei der Abteilung Stadtkasse für neue Aufgaben, die im Rahmen der Umsetzung der Option Jobcenter übernommen werden müssen.

2
Schaffungskriterien

Stellenschaffung zur Erfüllung der vom Gemeinderat beschlossenen neuen Aufgaben.

Die Landeshauptstadt Stuttgart wurde mit der „Zweiten Verordnung zur Änderung der Kommunalträger-Zulassungsverordnung“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 14.04.2011 als sog. „zugelassener kommunaler Träger“ (Optionskommune) für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II zugelassen. Um die unter Ziffer 3.1 beschriebenen, durch die Zulassung neu hinzukommenden Aufgaben erfüllen zu können, ist die zusätzliche Stellenkapazität erforderlich, vgl. auch GRDrs. 647/2011.

3
Bedarf

3.1
Anlass
Durch die Umsetzung der Option Jobcenter kommen rund 22.000 Fälle an Bedarfsgemeinschaften neu hinzu. Bei bisher 25.000 im ADV-Verfahren WAUS vorhandenen Stammdatensätzen bedeutet dies eine weitgehende Verdoppelung der bisherigen Fälle. Daraus ergibt sich im Kreditoren- und Debitorenbereich ein entsprechender Aufgabenzuwachs in der Sachbearbeitung (einschl. Projektarbeit und Verfahrensbetreuung), der Kontenpflege und im gesamten Zahlungsverkehr einschließlich der ersten Mahnstufe, um die Auszahlungen, Barauszahlungen am Kassenautomaten und Auszahlungen durch Barscheckverfahren rechtzeitig und korrekt bearbeiten zu können. Außerdem sind neue Schnittstellen zu pflegen sowie zusätzliche Abstimmarbeiten zu leisten.
Die Aufgaben des Jobcenters werden ab 01.01.2012 von der Stadt übernommen 
(GR-Beschluss vom 21. Oktober 2010, vgl. insbesondere GRDrs. 647/2011).
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Neue Aufgaben (Siehe 3.1). Die nahezu Verdoppelung der Fahlzahlen kann mit dem vorhandenen Personal (3,5 SB-Stellen) nicht bewältigt werden. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Eine Ablehnung der Stellenschaffungen hätte zur Folge, dass die neu anfallenden Aufgaben nicht geleistet werden könnten. Die Abwicklung der Buchungsvorgänge (Durchführung und Abstimmung der Schnittstellenverarbeitungen, Belegerfassung, Fehlerbereinigungen, Auszahlung der Leistungen an die 22.000 neu hinzukommenden Bedarfsgemeinschaften) wäre nicht möglich.
4
Stellenvermerke

Kein Vermerk
